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t-llllle, 21. Jan, 2009 
Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg für das Jahr 2009 

Ihl Zeichen: 

Mein Zeichen: 
305.4.2-10402-mdlhh09Mit Bericht vom 18.12.2008 hat die Landeshauptstadt Magdeburg mir die 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 vorgelegt. Hierzu ergeh1 fol­ Bearbeitet von: 
Herrn I<rauß 

gende Entscheidung: 

Uw$,Krl\\.I$$ 

@Ivwuechien-anhalt.de
 
Von einer Beanstandung des Beschlusses über die Haushaltssatzung
 

2009 wird abgesehen. 

Tel.: (0345) 514-1238 

Fax: (0345) 514-1414 

Begründung: 

r. 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat am 08.12.2008 die Haus-­ Hauptaltt: 
em$t·K8rnieth.Stra~e :2haltssatzung 2009 sowie das zugehörige Konsolidierungskonzept beschlo$­
06112 HIIIIII (SaalGj 

sen Mit Bericht vom 18.12.2008, hier eingegangen am 22.12.2008, legte die 
Tel.: (C34!S) !i14~
 

Landeshauptstadt dem Landesverwaltungsamt die Haushaltssatzuli9 zur Fax: (0345) 514-1444
 
F'o~$tellG@

Prüfung vor. IvwI,nc:hsen-inhait.de 

Internet:
 
Genehmigungfiipfllchtige Bestandteile sind in der Haushaltssatzung 2009 WWlN.lsrcloesv&rvwaltvngsamt.
 

sach$Qn-anhalt,(\e

nicht enthalten. 

E·Mail·Adresse nur fO~ 

furmlosll Mitteilungen 
ohne elektron,selle Signatur 

11. 
Lande5hauptkasse Dessau 
Deutsche Bundes.bankZuständige Kommunälaufsichtsbehörde· tür Entscheidungen zu kommuna­

Fihale Malldeburg
 

laufsichtlichen Maßnahmen gegenüber der Landeshauptstadt Magdeburg ist BLZ 81·:) 000 ce:
 
Konto 810 C1S 00
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gemäß § 134 GO LSA das Landesverwaltungsamt 

Der Beschluss über die Haushaltssatzung 2009 entspricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. 

Im Ergebnis der ErmessensausQbung sehe ich jedoch von einer Beanstandung ab. 

Die Haushaitssatzung 2009 steht nicht mit dem Grundsatz des Haushaltsausgleichs im Einklang. 

Der Verwaltungshaushalt der Landeshauptstadt Magdeburg ist unausgeglichen, der Fehlbedarf 

beträgt 91.415.200 EUR. 

Nach § 90 Ab!. 3 GO LSA ist die Stadt verpflichtet, den Haushalt in Einnahmen und Ausgaben 

auszugleichen. Oie Verpflichtung zum Haushaltsausgleich ist ein besonderer Ausdruck des Gebo­

tes, gemäß § 90 Abs. 1 Satz 1 GO LSA die stetige ErfOllu!"\g der kommunalen Aufgaben zu si­

chern. Die Stadt hat danach ihre Hausha!tswirtschaft so zu planen und zu fUhren, dass sie die ihr 

obliegenden Aufgaben dauerhaft wilhrnehmen kann. 

Positiv ist jedoch zu werten, dass erstmals seit dem Jahr 2001 für den Verwaltungshaushalt wie­

der ein struktureller Überschuss ausgewiesen wird, dieser beläuft sich laut F'lanansatz 2009 auf 

1.018,500 EUR. Daher resultiert der veranschlagte Fehlbedarf eil"lzig aus der erforderlichen Abde· 

ckung von Fehlbeträgen aus dem Jahr 2007. 

Bei einem unausgeglichenen Haushalt muss gemäß § 92 Abs. 3 GO LSA dem Haushaltsplan ein 

Konsolidierungskonzept beigefügt werden, welches den Haushaltsausgleich zum nächstmögli­

ehen Zeitpunkt, .spätestens jedoch im fünften auf das letzte Finanzplanungsjahr folgende Jahr 

sicherstellt. FOr die Landeshaupt,tadt Magdeburg ist die in der Verfügung vom 02.02.2007 zur 

Haushaltssatzung 2007 enthaltene Anordnung maßgeblich, den vollständigen Haushaltsausgleich 

bis spätestens zum Jahr 2015 herbeizuführen. 

Zusammen mit der Haushalt5satzung 2009 hat die LandeshCluptstadt ein fortgeschriebenes Haus­

haltskonsolidierungskonzept vorgelegt. Beigefügt i,st dem Konsolidierungskonzept auch ein Be­

richt Ober die bislang erzielten Effekte bel der Umsetzung der beschlossenen Konsolidierungs­

maßnahmen. Diesem Bericht lässt sich entnehmen, dass die Untersetzung der beschlossenen 

Konsolidierungsmaßnahmen zumeist deutlich Ober den ursprünglichen Soll-Vorgaben liegende 

Ist-Ergebnisse erbraCht hat. Dies spricht fOr die Emsthaftigkeit und Konsequerlz der städtischen 

Konsolidierungsaflstrengungen, 

Wegen bestel'lender Haushaltsrisiken aufgrund der Finanzmarktknse. beim Vollzug des 8GB 11 

sowie durch möglichen Personalkostenaufwuchs wegen weiterer Tarifsteigerungen hat die Stadt 

in dem fortgeschriebenen H~ushaltskonsolidierungskonzept die bislang , 22. Konsolidierung smaß· 

nahmen um weitere 17 Maßnahmen ergänzt. Bei der Festlegung dieser Maßnahmen wurden u.a. 
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vergleichende Untersuchungen mit Haushaltskennzahlen der Stadt Chemnitz zugrum.1e gelegt. 

Diese Untersuchungen offenbarten teilweise erheblich ungünstigere Werte der Landeshauptstadt • 

beispielsweise in den Bereichen Gebühreneinnahmen, Leistungen der Jugendhilfe und bei sonstiw 

gen Sozialleistungen. Nach genauer Analyse der Ursachen für die Abw~ichungen im Vergleich z.ur 

Stadt Chemnjtz soll im Laufe des Jahres 2009 die konkrete Untersetzung der einzelnen Konsoli­

dierungsmaßnahmen erfolgen Soweit bei den neuen Konsolidierungsrnal3.nahmen Z(Jrn Teii noch 

keine Soll-Vorgaben festgesetzt worden sind, hat der Stadtrat mittels Prüfaufträgen an die Verwal­

tung die Ermittlung möglicher Einsparpotentiale veranlasst. 

Das fortgeschriebene Haushaltkonsolidierungskonzept 2009 unterstreicht den verantNortungsbe­

wussten Ansatz der städt;~chen Konsolidierungsbemühungen. Dies wird meinerseits ausd~CKliCh 

anerkannt. 

Gleichwohl habe ich mit Besorgnis zur Kenntnis genommen, dass der Zuschussbedarf bei den 

freiwiiliQen Aufgaben gegenüber dem Vorjahr teilweise erheblich zugenommen hat· insbesondere 

der Zuwachs von ca. 1,5 Mio. EUR im Einzelplan 3 ist gravierend. Dieser Kostenaufwuchs bei den 

freiwilligen Leisiungen sieht im Widerspruch zur geltenden Erlasslage, wonach im Stadium der 

Haushaltskonsolidierung ein Anstieg der Ausgaben für freiwillige Leistungen strikt zu vermeiden 

ist (vgl. Bekanntmachung des MI LSA vom 24.09.2004, Hinweise zur Haushaltskonsolidierung). In 

diesem Zusammenhang verNeise ich auf die zum Teil noch immer bestehenden Reserven bei den 

Kostendeckungsgraden öffentlicher Einrichtunge,n. Beispielsweise iiegt der Kostendeckungsgrad 

des städtischen Konservatoriums lediglich bei 28,9 %,' hier erreichen sowohl die Stadt Halle 

(2008: 43,6 %) als auch die Stadt Dessau-Roßlau (2008: 51,6 %) erheblich bessere Werte. 

Laut der Finanzplanung des Vorjahr'es sollte ab dem Jahr 2009 das strukturelle DefIZit des Ver­

waltungshaushaltes beseitigt sein und im Jahr 2015 der vollständige Haushaltsaus~leich erreicht 

werden. Diese Zielstellung behi'llt die Landeshauptstadtmit dem 'IIorgelegten Haushalt 2009 bei, 

wenngleich der sirukturelle Überschuss des Jahres 2009 laut Planansatz ca. '1,2 Mio. EUR niedri­

ger ausfällt, als in der Finanzplanung des Vorjahre~ veranschlagt. Basierend auf den Pianungen 

der Stadt ergibt sich folgende Entwicklung des Vervvaltungshaushaltes: 
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iFehlbetrag aus 2006-1 - 86.0-84 i
 
I 

fFehlbetrag aus 2007 ! ---- ­ I - 1- 92.434 I 
I 
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l- 2013 2014 2015 I 
innahmen 490.212! 494.519 498_a9ii 
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Neue Konsolidie- + 4.677 i + 4.677 + 4.677 
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I 
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!Feh/bedarf aus-2014 -. I - 15161 

I 

+ 9191~eb' ~30.175L~·.:~: 
_____J 

Die Ansätze in der Finanz:planun~ 2009 erscheinen im Wesentllehen plausibel. Die Veranschia­

gung der ällgemeinen Zuweisungen erfolgte entsprechend den Vorgaben des Orientierungs­

datenerlasses des MI LSA \10m 04.08.2008. Bei den Gewerbesteuern geht die Stadt \Ion stetig 

zunehmenden Einnahmen aus, s'le bleibt aber etwas unterhalb der im Orientierungsdatenerlas$ 

empfohlenen Steigerungsraten, gleiches giit für die Einnahmen aus Gemeinschaftssteuern. In­

wieweit diese erhofften Einnahmezuwächse angesichts der mit der FJnal1zmarktkrise verbundenen 

Unwägbarkeite!'" tatsächlich eintreten werden, bleibt allerdings abzuwarten. Gegebenenfalls stetit 

die Landeshauptstadt in der Pflicht, insoweit rechtzeitig entgegen zu steuerti. 

Aufgrund des nicht mit dem Gesetz in EinKlang stehenden unausgeglichenen Haushaltes ist die 

Kommunalaufsichtsbehörde gehalten, nach pflichtgemäßem Ermessen Ober die Anwendung 

kommunalaufsichtlicher Mittel zu entscheiden_ Der Verstoß gegen den Grundsatz des Haus­
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haltsausgleiches kann nur bei Vorlage eines schlüssigen Konsolidierungsl<onzeptes toleriert wer­

den.. 

Die von der Lande$hauptstadt MagdeblJrg mit der Haushaltssatzung 2009 vorgelegte Finanzpla­

nung/Konsolidierung erfüllt diese Voraussetzung. Das laufende Konsolidierungskonzept setzt die 

Stadt bisiang überzeugend um. die im V,,~ahr begonnene Stabilisierung der st.ädtischen F[nanzla­

ge wird nachhaltig fortgesetzt. 

Die Landeshauptstadt Magdeburg hat im Haushaltsjahr 2009 sowie im Finanzplanungszeitraum 

keine Kreditaufnahmen fur Investitionen "Vorgesehen. dadurch gelingt es der Stadt die 

Ge!amtverschuldung kontinuierlich zu verringern. Dies trägt neben der vorgesehenen Abdeckung 

der Altfehlbe1räge maßgeblich zur absehbaren Wiederherstellung der dauerhaften Leistungs­

fähigkeit der lande$hauptstadt bei. 

Dass insoweit insbesondere im HinblicK auf die Wiederlangung der investiven Möglichkeiten noch 

erheblicher Handlungsbedart' besteht, verd.eutlicht die Entwlcldung der reellen Schuldendienst­

quote. Die Belastung durch den Schuldendienst darf nicht zu einer Gefäl'\rdung der Aufgaben­

erfüllung der Kommune führen. Wann die Leistungsfähigkeit der Kommune in Folge drohender 

Überschuldung auf Dauer als gefährdet anzusehen ist, lasst sich nicht allgemein, sondern nur im 

konkreten Einzelfall beurteilen, da eine starre Verschuldungsgrenze gesetzlich nicht festgelegt ist. 

Von einer dauernden Leistungsfähigkeit kann in der Regel ausgegangen werden, wenn die Schul.. 

dendienstquote (Verhaltnisdes Schuldendienstes zu den allgemeinen Deckungsmitteln des Vei­

waltungshalJshaltes) einen Orientierungsmaßstab von 10 % nicht überschreitet. 

Für die Landeshauptstadt Magdeburg ergibt sich Folgendes: 
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Aufgfund der weit über der 10%-Marke liegenden reellen Schuldendienstquote ist erkennbar, dass 

der Schuldendienst das Leistungsvermögen der Stadt erheblich belastet. Deshalb kann vom Vor­

liegen einer dauemaften Leistungsfähigkeit derzeit noch nicht ausgegangen werden kann. Die von 

der Landeshauptstadt laut Finanzplanung vorgesehenen Rückführungen sind daher angezeigt, 

um im Rahmen der Konsolidierung die finanzielle Leistungsfähigkeit wiederherzustellen. 

In Erwartung der konsequenten Beibehaltung des KonsolidierungskLlrses habe ich aus den 0.9, 

Gründen von einer Beanstandung der Hausha!tssatzung 2009 abgesehen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Nie­

derschrift Widerspruch beim LandesvelWaltungsamt in Halle (Saale) erhoben werden, 

Hinweise: 

1. Zu den Wirtschaftsplänen bleiben gesonderte Verfügungen vorbehalten. 

2. Stel!enplan: 

Ausweis!ich des Stellenplanes wird eine große Zahl Beschäftigter aus Beamtenstellen ver­

gütet. Ich bitte Sie, mir dazu zu berichten - insbesondere unter Angabe der vorgesehenen 

Maßnahmen und Fristen der planmäßigen Besetzung I da eine Abweichung nur vorOberge­

hend erfolgen darf. 

Im Aultrsg 

~~~Y 


